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Vorwort

Die Idee zu diesem Beratungsleitfaden entstand im Jahre 2016 als sehr
viele Menschen nach Deutschland flüchteten. Viele Studierende der Sozia-
len Arbeit waren im Flüchtlings- und Migrationsbereich aktiv; es entstan-
den zahlreiche Nachfragen nicht nur zum Aufenthalts- und Ausländer-
recht, sondern auch in Bezug auf die sozialrechtliche Sicherung geflüchte-
ter Menschen. Die Fragen stellten sich allerdings nicht nur an der Hoch-
schule, sondern auch in Organisationen und bei Trägern der Sozialen Ar-
beit, die mit vielfältigen Herausforderungen konfrontiert waren. Aus Ge-
sprächen mit Mitarbeiterinnen des Sozialdienst katholischer Frauen e.V.
Berlin, die in der offenen Sozialarbeit mit geflüchteten Menschen arbeite-
ten, mit Vertreterinnen des Caritasverbandes für das Erzbistum Berlin, für
die sich auch im Hinblick auf die Betreuung und Unterstützung von Men-
schen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union viele Fragen stellten,
wurde deutlich, dass gerade die Verknüpfung von Ausländer- und Aufent-
haltsrecht auf der einen und sozialrechtlichen Fragestellungen auf der an-
deren Seite oft Probleme erzeugten und auch weiterhin erzeugen, zu deren
Lösung dieser Beratungsleitfaden beitragen soll. Da es sich bei geflüchte-
ten Menschen und Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern – rechtlich ge-
sehen – um zwei unterschiedliche Gruppen handelt, müssen Rechtsgrund-
lagen und Rechtsfolgen sozialrechtlicher Ansprüche unterschiedlich für
beide Gruppen bearbeitet werden. Übersichten am Ende der jeweiligen
Kapitel fassen die jeweiligen Sozialleistungen und ihre Rechtsgrundlagen
zusammen, um damit eine schnellen Überblick über Leistungen und deren
Voraussetzungen zu verschaffen in der Hoffnung, auf diese Weise ein we-
nig Licht ins Dunkel der rechtlichen Verknüpfungen zu bringen. Den Ab-
schluss bildet ein kurzer Überblick über das Verwaltungs- und Rechts-
schutzverfahren.

Mein besonderer Dank gilt Frau Christina Busch, Leiterin der Flücht-
lingsarbeit beim Caritasverband für das Erzbistum Berlin, mit der ich zahl-
reiche konstruktive Gespräche zum Thema führen konnte und den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern von sozialen Organisationen und Trägern wie
dem SkF e.V. Berlin oder dem Caritasverband Berlin, die mit großem En-
gagement Menschen in schwierigen Lebenssituationen unterstützen und

5



begleiten. Ohne dieses aufopferungsvolle Engagement wäre der „Wir
schaffen das“-Aufruf wirkungslos.

Ich danke vor allem auch meinem studentischen Mitarbeiter, Herrn Lu-
kas Streichert, der mich bei meinen Recherchen, bei der Entwicklung und
Überarbeitung dieses Leitfadens tatkräftig unterstützt hat.

Nicht zuletzt danke ich dem Nomos-Verlag, der sich bereit erklärt hat,
dieses Projekt zu unterstützen.

Der Beratungsleitfaden ist auf dem Rechtsstand von März 2018.
 
Berlin, den 31.3.2018
 
Prof. Dr. Gabriele Kuhn-Zuber

Vorwort
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Einleitung

Der wachsende Zuzug von Menschen aus den Krisenregionen der Welt
stellt den deutschen Staat vor große Herausforderungen. Neben der Klä-
rung asyl- und aufenthaltsrechtlicher Fragen, die vor allem – allerdings
nicht ausschließlich – Menschen aus Staaten außerhalb der Europäischen
Union betreffen, stehen Leistungen des Staates im Vordergrund, die die
Existenz des Einzelnen sichern helfen, die Fragen der Gesundheitsversor-
gung betreffen, die Integration in das Arbeitsleben und in die deutsche Ge-
sellschaft fördern. Diese Leistungen betreffen zum großen Teil das Sozial-
recht und die Sozialleistungsträger; sie sind bezüglich ihrer Rechtsgrund-
lagen, ihrer Voraussetzungen, ihrer Anspruchsinhalte abhängig vom jewei-
ligen Aufenthaltsstatus. So gibt es eine Verknüpfung zwischen zwei hoch-
komplexen Rechtsgebieten, die zudem ihrerseits noch ständigem Wandel
und starken Aktivitäten des Gesetzgebers und einer unübersehbar gewor-
denen Rechtsprechung unterworfen sind: dem Asyl- und Aufenthaltsrecht
auf der einen und dem Sozialrecht auf der anderen Seite. Beide Gebiete
sind für Nichtjuristen an sich schon schwer erschließbar, ihr Zusammen-
spiel kaum zu durchschauen. Gleichwohl wird von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, die im Migrations- und Flüchtlingsbereich arbeiten, erwartet,
dass sie die wesentlichen Grundzüge kennen und die betroffenen Men-
schen in allen Bereichen umfassend beraten. Auch wenn sich viele Fragen
ohne die Hinzuziehung einer Fachanwältin oder eines Fachanwaltes kaum
befriedigend klären lassen, Aufenthaltstitel nur mit anwaltlicher Unterstüt-
zung erstritten, Sozialleistungsansprüche mit Widerspruchs- und Klage-
verfahren durchgesetzt werden, ist es für die Arbeit derjenigen, die mit
und für geflüchtete Menschen oder Menschen aus den wirtschaftlichen
Krisenregionen der EU tätig sind, unerlässlich, zumindest einen Überblick
über die wichtigsten Rechtsgrundlagen zu haben. Die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der Beratung sind erste Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner, sie sind diejenigen, die die Situation der Betroffenen aus
erster Hand kennen und einschätzen können, welcher Handlungsbedarf be-
steht, wer welche weiteren Maßnahmen benötigt und wo diese beantragt
werden müssen.

Ziel dieses Beratungsleitfadens ist die Darstellung der Sozialleistungen,
die geflüchteten Menschen und Unionsbürgerinnen und -bürgern zustehen,
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die in unser Land kommen, vor Krieg, Verfolgung, Gewalt, aber auch vor
Armut, Not und Elend geflohen sind. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Re-
gelungen werden mit aufgenommen, sofern sie für den Erhalt der jeweili-
gen Sozialleistungen erforderlich sind; aufgrund der engen Verknüpfung
ist es zwingend, hierbei einige Grundbegriffe zu erläutern. Allerdings wer-
den die ausführliche Darlegung des Asylverfahrens bzw. die einzelnen
Voraussetzungen für die Erlangung eines bestimmten Aufenthaltstitels au-
ßen vor gelassen; diese werden sach- und fachkundig in entsprechenden
Asyl- und Ausländerrechtsbüchern, -handlungsleitfäden oder -broschüren,
auch von Organisationen der Flüchtlingshilfe (z.B. Flüchtlingsrat Berlin,
Gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender e.V.) oder
von Wohlfahrtsorganisationen (z.B. Caritas oder Paritätischer Wohlfahrts-
verband) besser erläutert.

Gegenstand des ersten Teils dieses Leitfadens sind – nach einer kurzen
Darstellung asyl- und aufenthaltsrechtlicher Grundbegriffe sowie eines
kurzen Abrisses des Asylverfahrens – die Sozialleistungen mit den
Schwerpunkten Existenzsicherung, Gesundheitsversorgung und Eingliede-
rung in das Arbeitsleben für geflüchtete (oder ankommende) Menschen
und zwar jeweils anhand ihrer jeweiligen Aufenthaltssituation. Die An-
sprüche werden vorgestellt, die jeweiligen Anspruchsvoraussetzungen er-
läutert und die Zuständigkeit der jeweiligen Sozialleistungen geprüft. Ab-
schließend werden weitere mögliche Sozialleistungen und die zuständigen
Träger überblicksartig dargestellt.

Mit den weiter bestehenden wirtschaftlichen Krisen in verschiedenen,
vor allem süd- und osteuropäischen Mitgliedstaaten gibt es eine erhebliche
Zuwanderung von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern. Diese Men-
schen haben aufgrund der Bestimmung des europäischen Gemeinschafts-
rechts einen besonderen Status, der sie von denjenigen, die nicht aus den
EU-Staaten kommen (sog. Drittstaatsangehörige), erheblich unterscheidet.
Sie profitieren vom Grundsatz der Inländergleichbehandlung, vom Verbot
der Diskriminierung sowie von den unionsrechtlichen Grundfreiheiten.
Die Praxis zeigt, dass auch hier vielfältige Beratungsprobleme im sozial-
rechtlichen Bereich auftreten, die durch Rechtsprechung und Gesetzge-
bung immer komplexer werden. Deshalb sollen die möglichen Sozialleis-
tungen – soweit sie sich von denen deutscher Staatsangehöriger unter-
scheiden – im zweiten Teil erläutert werden.

Der abschließende Teil dieses Leitfadens widmet sich dem Verwal-
tungs- und Rechtsbehelfsverfahren. Er soll denjenigen einen kurzen Über-
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blick verschaffen, die Leistungen beantragen und/oder mit Widerspruch
und Klage durchsetzen müssen.
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Sozialleistungen für geflüchtete Menschen

Einführung

Entscheiden sich Menschen aus Kriegs- und Krisenregionen der Welt zur
Flucht, haben sie häufig schwere Wege vor sich, die sie nicht nur finanzi-
ell stark fordern, sondern auf denen sie oft zahllosen Gefahren und dro-
hender Gewalt ausgesetzt sind. Sie kommen meist über das Mittelmeer
oder den Landweg und durchqueren bei ihrer Flucht nach Deutschland
zahlreiche andere Länder, die zum großen Teil auch Mitgliedstaaten der
Europäischen Union sind. Seit im Jahre 1993 das Asylrecht im Grundge-
setz reformiert wurde, hat dieser Umstand erhebliche Bedeutung für das
gesamte Asylverfahren. Bis zu diesem Zeitpunkt galt mit Art. 16 Abs. 2
GG: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“ als Grundrecht. Politisch
verfolgt war, wer wegen seiner Rasse, seiner Religion, Nationalität, Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeu-
gung staatlicher Verfolgung ausgesetzt war, die mit Gefahr für Leib und
Leben oder Beschränkungen der persönlichen Freiheit verbunden war oder
der Verfolgungsmaßnahmen befürchten musste, ohne dass sein Heimat-
staat ihn davor schützte. Asylrecht bekam jemand nur, wenn er gezielt
staatlich verfolgt oder nicht geschützt war und nur, wenn der Grund dafür
in seiner Person lag. Gefahrensituationen wie Krieg, Umweltkatastrophen,
Hunger, fehlende medizinische Versorgung u.Ä. führte nicht dazu, dass je-
mandem Asyl gewährt wurde.

Mit der Verfassungsänderung 1993 wurde Art. 16a GG eingefügt, der in
Absatz 1 zwar immer noch das Asylrecht für politisch Verfolgte beinhal-
tet, auf den sich indessen nach den darauffolgenden Absätzen nur jemand
berufen kann, der während seiner Flucht nicht durch einen Staat gekom-
men ist, der ihm Schutz gewähren könnte. Solche Staaten sind neben den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union andere Drittstaaten, die die Gen-
fer Flüchtlingskonvention (GFK) und die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK) verabschiedet haben. Seit dem besteht das ursprüng-
liche Grundrecht auf Asyl eigentlich nur noch für Menschen, die per Flug-
zeug und Visa in das Bundesgebiet einreisen; alle anderen durchqueren
auf dem Landweg i.d.R. mindestens einen (sicheren Dritt-)Staat, in dem
sie auch um Schutz nachsuchen hätten können. Auf das grundrechtliche
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Asylrecht kann sich zudem niemand berufen, der aus einem sog. sicheren
Herkunftsstaat kommt. Sichere Herkunftsstaaten sind solche, bei denen
aufgrund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen poli-
tischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder politische
Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Be-
handlung stattfindet. Dass die Zahl derer, die Asyl nach dem Grundgesetz
erhalten, dementsprechend gering ist, ist so leicht nachvollziehbar. Ihr An-
teil beträgt, gemessen an den positiven Entscheidungen über Asylanträge,
seit Jahren lediglich um ein Prozent.

Seit 1993 spielen deshalb für die Entscheidung über Asyl in Deutsch-
land der internationale Flüchtlingsschutz über die GFK sowie der Schutz
über die EMRK inhaltlich die entscheidende Rolle. Die dazu gehörigen
Regelungen finden sich im Asylgesetz (AsylG).

Leistungen für Unterbringung, Sicherung des Lebensunterhalts und me-
dizinische Versorgung sind bis zur Entscheidung über den Asylantrag und
bei dessen Ablehnung im Asylbewerberleistungsgesetz geregelt. Dieses
Gesetz trat 1993 zeitgleich mit der geänderten Verfassung in Kraft und
sollte verhindern, dass materielle Anreize zur Flucht nach Deutschland
führten. Die Leistungssätze waren dementsprechend niedrig und blieben
dies fast 20 Jahre lang. Am 18.7.2012 entschied dann das Bundesverfas-
sungsgericht auf Vorlage des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen,
dass die seit 1993 unverändert gebliebenen Leistungen mit dem Grund-
recht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums
(Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 GG) unver-
einbar sind und der Gesetzgeber verpflichtet ist, eine Neuregelung zu tref-
fen.1 Seit 1.3.2015 galt dann eine Regelung, die weitgehend an den Regel-
bedarfen des SGB II und SGB XII orientiert war, die Grundstrukturen aber
beibehielt. Bereits im Oktober 2015 gab es – in Reaktion auf die massiven
Flüchtlingsströme des Jahres 2015 – mit dem Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz2 eine erneute Änderung. In den Erstaufnahmeeinrichtungen
sollten vorrangig Sachleistungen gewährt und Geldleistungen immer nur
einen Monat im Voraus ausgezahlt werden. Hinzu kamen weitere Mög-
lichkeiten, um Leistungen einzuschränken. Ziel dieser Änderung war es
u.a., „mögliche Fehlanreize zu beseitigen, die zu ungerechtfertigten Asyl-
anträgen führen können“3. Die nächste Gesetzesänderung folgte dann ein

1 BVerfG 18.7.2012 – 1 BvL 10/10 und 1 BvL 2/11.
2 Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20.10.2015, BGBl. I S. 1722.
3 BT-Drucks. 18/6185 S. 1.
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gutes halbes Jahr später mit dem Integrationsgesetz4. Hierdurch wurden
zwar zum einen weitere zusätzliche Arbeitsgelegenheiten und Integrati-
onsmaßnahmen eingeführt, zum anderen aber v.a. auch bestehende Leis-
tungseinschränkungen ausgeweitet.

Grundlagen des Asylrechts

Grundbegriffe

Das Recht für Flüchtlinge ist innerstaatlich im Wesentlichen im Asylgesetz
(AsylG, bis 2015: Asylverfahrensgesetz – AsylVfG) und im Aufenthalts-
gesetz (AufenthG) geregelt. Hinzu kommen internationale Verträge wie
die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und die Europäische Konvention
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) sowie zahlreiche Ver-
ordnungen und Richtlinien innerhalb der EU, die aufgrund Art. 78 AEUV
im Rahmen des gemeinsamen Asylsystems (GEAS) verabschiedet wur-
den.

Während das AufenthG neben der „Steuerung und Begrenzung des Zu-
zugs von Ausländern“, der Ermöglichung und Gestaltung der „Zuwande-
rung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und Integrationsfähigkeit so-
wie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen“ Deutsch-
lands auch der „Erfüllung der humanitären Verpflichtungen“ (§ 1 Abs. 1
AufenthG) dient, mithin das Aufenthaltsrecht auch für Flüchtlinge regelt,
gilt das Asylgesetz ausschließlich für Ausländerinnen und Ausländer, die
um Schutz in Deutschland nachsuchen. Dabei kann zwischen folgenden
Personen unterschieden werden; die Zuordnung bestimmt im Wesentlichen
auch die sozialrechtlichen Ansprüche:
• Asylsuchende (Asylantragstellerinnen und -antragsteller oder Asylbe-

werberinnen und -bewerber): Menschen, die einen Schutzantrag beim
BAMF gestellt haben bzw. stellen wollen, über den allerdings noch
nicht entschieden ist.

• Asylberechtigte: Menschen, die vom BAMF eine Anerkennung nach
Art. 16a GG als Asylberechtigte erhalten haben.

• Anerkannte Flüchtlinge: Menschen, die vom BAMF als Flüchtlinge
nach §§ 3 ff. AsylG (Art. 1 GFK) anerkannt worden sind.

2.

2.1

4 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, BGBl. I S. 1939.
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• Subsidiär Schutzberechtigte: Menschen, die vom BAMF als subsidiär
Schutzberechtigte nach § 4 AsylG anerkannt worden sind.

Zuständig für die Anerkennung als Asylberechtigte, Flüchtlinge oder Sub-
sidiär Schutzberechtigte bzw. für die Aussetzung der Abschiebung ist das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Es wendet dabei im
Wesentlichen die Regelungen des Asylgesetzes an; das Aufenthaltsgesetz
nur, wenn das Asylgesetz darauf verweist.

Ausländerbehörden haben unterschiedliche Aufgaben, die den Aufent-
halt von Ausländerinnen und Ausländern – nicht nur Asylsuchenden – be-
treffen. Sie unterstützen das BAMF beim Asylverfahren und entscheiden
danach über alle aufenthaltsrechtlichen Angelegenheiten einschließlich
der Beendigung des Aufenthalts. Sie wenden das Aufenthaltsgesetz
(AufenthG) an und das AsylG nur, wenn sie für das BAMF tätig werden.

Die Landesstellen für die Verteilung von Asylsuchenden wurden 2016
neu strukturiert, um der Vielzahl von Flüchtlingen, die seit 2015 nach
Deutschland kamen, Herr zu werden. Sie übernehmen im Auftrag der Lan-
desregierungen die Aufnahme, Verteilung und Unterbringung von Asylsu-
chenden durch
1. Registrierungszentren,
2. Erstaufnahmeeinrichtungen, die den Ankunftszentren zugeordnet sind

und
3. normale Aufnahmeeinrichtungen.
Diese Behörden sind für die asyl- und aufenthaltsrechtlichen Angelegen-
heiten zuständig; die begleitenden Sozialleistungen werden von Sozialäm-
tern, Arbeitsagenturen und Jobcentern erbracht.

Ablauf des Asylverfahrens

Das Asylverfahren ist gesetzlich genau geregelt. Welche Sozialleistungen
die Asylsuchenden / geflüchtete Menschen erhalten, bestimmt sich da-
nach, in welchem Abschnitt sich die Betroffenen gerade befinden und –
ebenso – in welche Kategorie (sog. „Cluster“) sie dem Grunde nach zuge-
ordnet werden können.
Cluster A:
Antragstellerinnen und Antragsteller aus sog. unsicheren Herkunftsstaaten. Bei ihnen gibt es eine
hohe Anerkennungsquote (mehr als 50 %). Derzeit handelt es sich dabei v.a. um Flüchtlinge aus
Syrien, Irak, Eritrea und religiöse Minderheiten aus dem Iran. Die Betroffenen sollen nur kurze
Zeit in den Ankunftszentren verbleiben und dann bereits in die Kommunen verteilt werden. Sie

2.2
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sollen nur dann in den Aufnahmeeinrichtungen verbleiben, wenn eine schnelle Entscheidung
nicht möglich ist.

Cluster B:
Antragstellerinnen und Antragsteller kommen aus sog. sicheren Herkunftsstaaten (Anerkennungs-
quote bis 20 %) oder sind Personen, die einen Folgeantrag stellen. Hierunter werden auch diejeni-
gen gefasst, denen vorgeworfen wird, dass sie über ihre Identität täuschen bzw. deren Feststellung
behindern. Diese Menschen bleiben in der Regel bis zur Entscheidung und Aufenthaltsbeendi-
gung in der Ankunftseinrichtung.

Cluster C:
Antragstellerinnen und Antragsteller, deren Verfahren längere Zeit beanspruchen wird (komplexe
Profillagen). Sie verbleiben bis zur Entscheidung in den Aufnahmeeinrichtungen oder werden auf
die Kommunen weiterverteilt.

Cluster D:
Antragstellerinnen und Antragsteller, bei denen ein Verfahren nach der Dublin-Verordnung einge-
leitet wird und die an einen anderen EU-Staat überstellt werden sollen. Sie verbleiben in der Re-
gel in den normalen Aufnahmeeinrichtungen.

Von großer Bedeutung ist immer die Frage, ob Asylsuchende aus sog.
„sicheren Herkunftsstaaten“ kommen. Der Begriff findet sich bereits in
Art. 16a Abs. 3 Satz 1 GG; er wird in § 29a AsylG aufgegriffen. Der Asyl-
antrag von Ausländerinnen und Ausländern aus einem solchen sicheren
Herkunftsstaat gilt als offensichtlich unbegründet; sollte entgegen der ge-
setzlichen Vermutung ihnen dennoch abweichend von der allgemeinen
Lage im Herkunftsstaat Verfolgung oder ernsthafter Schaden drohen, müs-
sen sie entsprechende Tatsachen und Beweismittel angeben. Als sichere
Herkunftsstaaten gelten die Mitgliedstaaten der EU sowie weitere Staaten,
die der Bundestag in einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates festlegt. Derzeit sind dies neben den EU-Staaten, Norwegen, der
Schweiz und Liechtenstein: Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana,
Kosovo, Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik, Montenegro,
Senegal und Serbien. Die Festlegung von Algerien, Marokko und Tunesi-
en als sichere Herkunftsstaaten ist bisher am Widerstand des Bundesrates
gescheitert.

Die Dublin-Verordnung5 regelt innerhalb des Gemeinsamen Europä-
ischen Asylsystems, wer für die Prüfung des Schutzanspruchs des geflüch-

5 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26.6. 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mit-
gliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staa-
tenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zu-
ständig ist, ABl. 29.6.2013 L 180/31.
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teten Menschen zuständig ist sowie das Verfahren zur Überstellung der
Betroffenen zwischen den Mitgliedstaaten. Neben den Mitgliedstaaten der
EU sind an diesem Verfahren auch Norwegen, Island, Liechtenstein und
die Schweiz beteiligt. Da jedoch viele Mitgliedstaaten der EU sich wei-
gern, Flüchtlinge aufzunehmen, nicht in der Lage sind, ordnungsgemäße
Verfahren durchzuführen, Aufnahmebedingungen haben, die grundlegen-
den Menschenrechtsstandards widersprechen oder als Ankunftsstaaten
völlig überlastet sind, funktioniert das Dublin-Verfahren im Prinzip nur
noch sehr eingeschränkt. Gleichwohl gibt es weiterhin Übernahmeersu-
chen von Deutschland an andere Mitgliedstaaten vor allem in den Fällen,
in denen durch die Meldung in der EURODAC-Datei – einer Datei, in der
alle Personenregistrierungen aus den Dublin-Staaten gespeichert sind –
festgestellt wird, dass ein anderer EU-Mitgliedstaat für die Prüfung des
Asylgesuchs zuständig ist.6

Die Regelungen für das Asylverfahren finden sich im Wesentlichen im
AsylG. Sie werden allerdings aufgrund der großen Anzahl der Flüchtlinge
in den vergangenen Jahren und den damit verbundenen immensen organi-
satorischen, strukturellen, personellen und finanziellen Herausforderungen
teilweise nicht so genau eingehalten; im Folgenden können sie daher hier
nur in ihrer Regelform dargestellt werden.

6 Die Zahl der Übernahmeersuchen lag 2017 bei 64.267 und stieg damit gegenüber
2016 (55.690), 2015 (44.892) und 2014 (35.115) kontinuierlich an, „Das Bundes-
amt in Zahlen 2017“, S. 30.
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Wenn Flüchtlinge in Deutschland die Grenze überschreiten, passiert zu-
nächst folgendes:

Abbildung 1

Unmittelbare Meldung bei oder nach der Ankunft bei 
einer staatlichen Stelle 

Meldung als asylsuchend bei 
Einreise - Grenzbehörde

Weiterleitung an nächstgelegene Erstaufnahmeeinrichtung 
bzw. Ankunftszentrum

Meldung als asylsuchend später im 
Inland bei Sicherheitsbehörden, 

Ausländerbehörden, 
Aufnahmeeinrichtung oder 

Ankunftszentrum

Registrierung durch Polizei, Mitarbeiter des BAMF in Außenstellen oder 
Ankunftszentren, oder Mitarbeiter der Länder in Aufnahmeeinrichtungen, 

Ausländerbehörden und Ankunftszentren (erkennungsdienstliche Behandlung)

Ankunftsnachweis - § 63a AsylG

Abbildung 1

Bei der erkennungsdienstlichen Behandlung werden persönliche Daten,
ein Lichtbild sowie Fingerabdrücke zentral gespeichert. Auf diese Daten
können alle öffentlichen Stellen im Rahmen ihrer Aufgabenbereiche zu-
greifen.

Das wichtigste erste offizielle Dokument ist der Ankunftsnachweis. Er
berechtigt zum Aufenthalt in Deutschland und zum Bezug von Sozialleis-
tungen (→ S. 35).
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Abbildung 2

Innenseite:
1 Angaben des Asylsuchenden; 
2 Nummer des Ankunftsnachweises; 
3 Lichtbild und Unterschrift des 
Asylsuchenden; 4 Angaben zum 
Aussteller; 5 Hinweise zu Angaben; 
6 Gültigkeitsdatum; 7 Verlängerungs-
datum; 8 Zuständige Aufnahme-
einrichtung; 9 Siegel der Behörde 
Quelle: © BAMF

Außenseite:
10 Angaben zu mitreisenden Kindern; 
11 Nummer des 
Ausländerzentralregisters (AZR); 12 
Dokumentenbezeichnung; 13 Über den 
QR-Code sind personenbezogene 
Daten sowie die AZR-Nummer für 
beteiligte Behörden maschinell 
auslesbar 
Quelle: © BAMF

Abbildung 2

In einem ersten Schritt werden alle Asylsuchenden in den nächstgelegenen
An-kunftszentren des jeweiligen Bundeslandes aufgenommen. Dabei wird
die Erstverteilung nach dem sog. EASY7-Quotensystem vorgenommen, das
am sog. Königsteiner Schlüssel orientiert ist. Es bestimmt, wie viel Asyl-
suchende jedes Bundesland aufnehmen muss und soll so eine angemesse-
ne Verteilung auf alle Bundesländer sicherstellen.8 Teilweise werden Asyl-
suchende auch nach Herkunftsstaat auf die Bundesländer aufgeteilt.

In den Ankunftszentren soll das Asylverfahren weitgehend beendet wer-
den. Insbesondere für geflüchtete Menschen, die aus unsicheren Her-
kunftsstaaten kommen und bei denen eine positive Asylentscheidung mit
hoher Wahrscheinlichkeit ergeht (Cluster A) und für Menschen aus siche-
ren Herkunftsstaaten, deren Antrag mit hoher Wahrscheinlichkeit abge-
lehnt wird (Cluster B), soll das Verfahren so schnell wie möglich abge-
schlossen werden. Während die erste Gruppe in normale Aufnahmeein-

7 EASY = Erstverteilung von Asylbegehrenden.
8 Die aktuellen Verteilungsquoten, die jährlich von einer Bund-Länder-Kommission

festgelegt werden, finden sich unter www.bamf.de.
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richtungen, Gemeinschaftsunterkünfte oder in die Kommunen verteilt
wird, verbleibt die zweite Gruppe bis zur Ausreise im Ankunftszentrum.

Menschen, die aus Herkunftsstaaten kommen, die weder als unsicher
noch als sicher gelten und bei denen die Prüfung der Asylberechtigung im
Asylverfahren längere Zeit in Anspruch nehmen wird (Cluster C), sollen
von den Ankunftszentren in die normalen Aufnahmeeinrichtungen, ggf. im
Anschluss auf die Kommunen verteilt werden und warten dort die Ent-
scheidung ab.

Handelt es sich bei den geflüchteten Menschen schließlich um solche,
bei denen vor Prüfung des Asylantrags festgestellt wird, dass ein an der
Dublin-Verordnung teilnehmender Staat zuständig ist (Cluster D), wird ein
Übernahmeersuchen an diesen Staat gestellt. Gelingt eine Überstellung
nicht innerhalb von sechs Monaten, wird das Verfahren in dem Staat
durchgeführt, der um Übernahme ersucht hat. Befindet sich die Person in
Haft, kann die Überstellungsfrist auch auf ein Jahr verlängert werden; ist
sie untergetaucht auf 18 Monate.

Solange das Asylverfahren läuft, werden geflüchtete Menschen in den
Ankunftszentren, in den Aufnahmeeinrichtungen oder in Gemeinschafts-
unterkünften in den Kommunen aufgenommen.

Nach Abschluss des Asylverfahrens, in welchem eine persönliche Anhö-
rung der Antragstellerinnen und Antragsteller stattfindet, sind folgende
Entscheidungen möglich:
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